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(2) Dem Ministerrat obliegt es insbesondere*

a) die Entwürfe der Volkswirtschaftspläne und 
Staatshaushaltspläne zu besch ließen, sie der 
Volkskammer vorzulegen und Maßnahmen zu 
ihrer Durchführung und zur Festigung des Kredit- 
und Währungssystems zu treffen sowie die ein­
heitliche Planung und Leitung der Volkswirt­
schaft und die Einheit von materieller und finan­
zieller Planung zu sichern;

b) die Durchführung der Gesetze, den Schutz der 
gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung, den 
Schutz des Volkseigentums und der Rechte der 
Bürger zu sichern;

c) die Grundsätze für die Tätigkeit der diplomati­
schen, wirtschaftlichen und kulturellen Organe zu 
bestimmen, die die Beziehungen auf diesen Ge­
bieten mit anderen Staaten regeln und pflegen;

d) die Tätigkeit der Staatlichen Plankommission, der 
Ministerien, der Staatssekretariate, der anderen 
zentralen Organe der staatlichen Verwaltung und 
der örtlichen Räte zu leiten, Berichte über die 
Erfüllung ihrer Aufgaben entgegenzunehmen, die 
Struktur dieser Organe den Erfordernissen der 
Durchführung der staatlichen Aufgaben, insbeson­
dere der Volkswirtschaftspläne, anzupassen, die 
Statuten der ihm unmittelbar unterstellten Or­
gane festzulegen, zentrale Organe der staatlichen 
Verwaltung zu bilden und aufzulösen und ent­
sprechend seiner Nomenklatur leitende Staats­
funktionäre zu ernennen und abzuberufen.

§ 4
(1) Der Ministerrat hat das Recht der Gesetzes­

initiative (Artikel 82 der Verfassung).

(2) Der Ministerrat erläßt Rechtsnormen in Form 
von Verordnungen; außerdem faßt er Beschlüsse zur 
Regelung von Einzelfragen.

(3) Der Ministerrat kann Anordnungen und Durch­
führungsbestimmungen und andere Entscheidungen 
der Leiter zentraler Organe der staatlichen Verwal­
tung aufheben. Die Aufhebung von Beschlüssen der 
örtlichen Räte und die Aussetzung von Beschlüssen 
der örtlichen Volksvertretungen durch den Ministerrat 
richtet sich nach § 5 des Gesetzes vom 17. Januar 1957 
über die örtlichen Organe der Staatsmacht (GBl. I 
S. 65).

§ 5
(1) Der Ministerrat bildet aus seiner Mitte ein Prä­

sidium.

(2) Dem Präsidium obliegt es, in operativer Durch- 
führung der von der Volkskammer oder dem Minister­
rat getroffenen grundsätzlichen Entscheidungen die

wesentlichen Aufgaben auf politischem, wirtschaft­
lichem oder kulturellem Gebiet zu beraten und zu be­
schließen;

(3) Das Präsidium hat das Recht, im Rahmen der 
Durchführung seiner Aufgaben Verordnungen zu er­
lassen und andere Entscheidungen zu treffen;

§ 6

(1) Die Mitglieder des Präsidiums und des Minister­
rates leiten bestimmte Zweige der staatlichen Verwal­
tung. Sie sind dem Ministerrat für ihre Tätigkeit ver­
antwortlich und rechenschaftspflichtig. Auf der Grund­
lage und in Durchführung der Gesetze und Beschlüsse 
der Volkskammer sowie der Verordnungen und Be­
schlüsse des Ministerrates und des Präsidiums erlassen 
sie zur Durchführung der ihnen übertragenen staat­
lichen Aufgaben Anordnungen sowie Durchführungs­
bestimmungen zu Gesetzen und Verordnungen und 
treffen andere Entscheidungen;

(2) Die Leiter zentraler Organe der staatlichen Ver­
waltung, die nicht dem Ministerrat angehören, leiten 
bestimmte Zweige der staatlichen Verwaltung. Sie sind 
entweder dem Ministerrat oder einem seiner Mitglie­
der für ihre Tätigkeit verantwortlich und rechenschafts­
pflichtig. Im Ministerrat werden sie durch eines seiner 
Mitglieder vertreten; Das zuständige Mitglied des 
Ministerrates übt zur Durchführung der ihnen über­
tragenen staatlichen Aufgaben auch die Rechtsetzungs­
befugnis aus, soweit dieses Recht nicht nach Absatz 3 
dem Leiter des Organs zusteht;

(3) Den im Absatz 2 genannten Leitern zentraler Or­
gane der staatlichen Verwaltung kann das Recht zum 
Erlaß von Anordnungen und Durchführungsbestim­
mungen im Einzelfall oder generell durch Gesetz oder 
Verordnung oder durch das Statut übertragen werden.

§ 7
(1) Dieses Gesetz tritt mit sofortiger Wirkung in 

Kraft.

(2) Gleichzeitig treten das Gesetz vom 23. Mai 1952 
über die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik (GBl. S. 407) und das Gesetz vom 16. Novem­
ber 1954 über den Ministerrat der Deutschen Demo­
kratischen Republik (GBl. S. 915) außer Kraft.

(3) Der § 10, Absätze 1 und 2 des Gesetzes vom
11. Februar 1958 über die Vervollkommnung und Ver­
einfachung der Arbeit des Staatsapparates in der Deut­
schen Demokratischen Republik (GBl. I S. 119) wird 
dahingehend geändert, daß das Komitee für Arbeit und 
Löhne und dessen Vorsitzender der Staatlichen Plan­
kommission unterstellt sind.

Das vorstehende, vom Präsidenten der Volkskammer im Namen des Präsidiums der Volkskammer unter dem 
zehnten Dezember neunzehnhundertachtundfünfzig ausgefertigte Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den elften Dezember neunzehnhundertachtundfünfzig

Der Präsident 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. P i e c k


